
ter (27,3). Die geringsten Fehlzei-
ten verzeichnete das Institut bei
Mitgliedern, die in der Hoch-
schullehre und -forschung tätig
waren (3,9), bei Ärzten (7,0) und
Software-Entwicklern (7,1). Die
Zahl der AU-Tage je 100 Versi-
cherten jahren aufgrund psychi-

scher Erkrankungen stieg von
147,6 im Jahr 2003 auf 271,2 AU-
Tage im vergangenen Jahr (+ 83,7
Prozent). Mit 25,2 Tagen je Fall
 verursachten psychische Erkran-
kungen die längsten Ausfallzei-
ten. Bei Herz-Kreislaufkrankhei-
ten waren es 2014 je Fall durch-
schnittlich 20 Tage (Durchschnitt
über alle Berufe: 11,9 Tage). Der
allgemeine Krankenstand unter
AOK-Mitgliedern lag bei 5,2 Ta-
gen (2004: 4,5; 1994: 5,9 Tage).
Bei den Ortskrankenkassen sind
mehr als 24 Millionen Menschen
versichert. 
www.wido.de ble

In der Ver- und Entsorgung
beschäftigte AOK-Mitglieder wie
Müllwerker oder Rohrleitungs-
bauer gehörten im Jahr 2014 zu
den Versicherten mit den meis-
 ten Arbeitsunfähigkeitstagen (AU-
Tage) der Allgemeinen Ortskran-
kenkasse (AOK). Das hat eine
Auswertung des Wissenschaftli-
chen Instituts der AOK (WIdO)
ergeben. Mit 30,8 Tagen lagen sie
deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt von 18,9 Tagen. Auf den
Plätzen zwei und drei folgen
Menschen, die in der industriel-
len Gießerei tätig sind (29,5 Ta-
ge) und Straßen- und Tunnelwär-
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Indikationsqualität 
in den Fokus nehmen

Die Ärztekammer Nordrhein
veranstaltet im Zusammen-
arbeit mit dem Institut für
Qualität im Gesundheits-
wesen Nordrhein (IQN) am
Samstag, den 20. Juni 2015
von 10 bis 14.15 Uhr im
Haus der Ärzteschaft in
Düsseldorf eine Fortbildung
zum Thema „Indikations-
qualität im Fokus: Coxar-
throse und Gonarthrose“
statt. Themen werden unter
anderem sein: Möglichkeiten
und Alternativen des Gelenk-
 ersatzes an Hüfte und Knie,
Mengenentwicklung und In-
dikationsqualität am Bei-
spiel der Gelenkeingriffe an
Hüfte und Knie, sowie die
Frage, ob regionale Unter-
schiede und Mindestmen-
genregelungen die Versor-
gungsqualität in der Knie-
und Hüftendoprothetik 
beeinflussen. Das Programm
zur Veranstaltung sowie
weitere Informationen 
finden Sie auf Seite 4. 

jf 

Uniklinik Essen will 
Kultursensibilität in 
Kliniken fördern

Das Universitätsklinikum
Essen hat in Zusammen-
arbeit mit den Moerser
Akademischen Lehrkran-
kenhäusern Stiftung Kran-
kenhaus Bethanien und
dem Alfried Krupp Kranken-
haus in Essen ein fünfjähri-
ges Modellprojekt gestar-
tet: Das Projekt zur 
„Empathisch-Interkulturel-
len Arzt-Patienten-Kom-
munikation“ will grundle-
gende Sprachkenntnisse,
sowie das Verständnis für
kulturelle Hintergründe
und Empathie in der zwi-
schenmenschlichen Kom-
munikation verbessern. In
Nordrhein-Westfalens Klini-
ken arbeiten zurzeit etwa
5.000 ausländische Ärztin-
nen und Ärzte. Das Projekt
wird vom nordrhein-west-
fälischen Ministerium für
Gesundheit, Emanzipation,
Pflege und Alter gefördert.

jf   

AOK-Studie: Psychische Erkrankungen 
führen zu längsten Fehlzeiten

Forscher plädieren für Förderung von „Beatmungs-WGs“

199 Menschen in insgesamt 73
selbstorganisierten Wohngemein-
schaften für technologie-abhängi-
ge Menschen erhielten Ende 2013
in NRW Intensivpflege: Das geht
aus einer Pilotstudie der Uni
 Witten/Herdecke hervor, die die
Lebenssituation von Patienten er-
fasst, die außerhalb von Kranken-
häusern intensiv gepflegt werden.
Die Patienten litten an schweren
Erkrankungen der Lunge oder des

Nervensystems, zehn Patienten
hatten eine Querschnittslähmung
ab den oberen Wirbeln. 44 Patien-
ten lagen im Wachkoma. In Inter-
views im Rahmen der Pilotstudie
lobten Patienten und Angehörige
sowie Pflegende die intensivere
Versorgung der Patienten. Sie
führten dies auch auf die ver-
gleichsweise höhere Zahl von
Pflegenden zurück, die in den „Be-
atmungs-WGs“ beschäftigt sind.

Einige Patienten schilderten auch,
ihr Gesundheitszustand habe sich
durch die bessere Betreuung deut-
lich verbessert. Die Forscher-
gruppe spricht sich in ihrem
 Abschlussbericht daher für eine
 Förderung der selbstorganisierten
Wohngemeinschaften aus und rät
zu einer gezielteren Beratung der
Interessenten in Sozialdiensten,
Verbraucherzentralen und Pflege-
stützpunkten. jf

Honorarkürzung bei fehlendem Fortbildungsnachweis ist rechtens

Vertragsärzte, die die Erfül-
lung ihrer Fortbildungspflicht nicht
nachweisen, müssen nach einem
Urteil des Sozialgerichts Düssel-
dorf (Az.: S 2 KA 549/12) eine Ho-
norarkürzung durch die Kassen-
ärztliche Vereinigung hinnehmen.
Die KV Nordrhein hatte die Hono-
rare der Vertragsärzte einer Bonner
Gemeinschaftspraxis in mehreren
Stufen  um circa 70.000 Euro ge-
kürzt. Sie hätten nicht rechtzeitig
nachgewiesen, dass sie sich in aus-
reichendem Umfang fortgebildet
haben. Die Ärzte machten geltend,
dass sie ihrer Fortbildungspflicht
nachgekommen seien. Sie hätten

drohenden Kürzungen hingewie-
sen worden. Die Honorarkürzun-
gen seien zudem stufenweise er-
folgt. Zunächst sei das Honorar für
vier Quartale um jeweils zehn Pro-
zent gekürzt worden, für die fol-
genden Quartale um jeweils 25 Pro-
zent. Die insgesamt beträchtliche
Kürzung in Höhe von 70.000 Euro
hätte von den Klägern vermieden
werden können, wenn sie die Hin-
weise oder die erste Quartalshono-
rarkürzung zum Anlass genom-
men hätten, sich zeitnah um die
Ausstellung ihrer Fortbildungszer-
tifikate zu bemühen und diese bei
der Beklagten einzureichen. RhÄ

lediglich versäumt, das an die rich-
tige Stelle zu melden. 

Nach Auffassung der Richter
durfte die Honorarkürzung mit
den fehlenden Nachweisen be-
grün det werden: Das Gesetz knüp-
fe nämlich ausdrücklich an den
förmlichen Nachweis und nicht
bloß an die Erfüllung der Fortbil-
dungsverpflichtung an. Die Hono-
rarkürzungen seien zudem nicht
unverhältnismäßig. Sei eine Fort-
bildung absolviert, sei der Auf-
wand gering, den Nachweis recht-
zeitig einzureichen. Die betroffe-
nen Ärzte seien frühzeitig auf die
ablaufende Nachweisfrist und die
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